
Das liegt vor allem an Ihnen, liebe 
Leser! Sie wissen besser als alle an-
deren Österreicher, wieviel selbstlose 
und unermüdliche Arbeit von Akti-
visten und welche finanziellen Op-
fer durch idealistische Spender nötig 
sind, um ein Volksbegehren in der 
wohl wichtigsten Überlebensfrage 
Österreichs auf den Weg zu brin-
gen - trotz aller damit verbundenen 
Schwierigkeiten! Volksbegehren sind 
das einzige direkt-demokrati-
sche Instrument in Österreich, 
das wir  Bürger selbst herbeifüh-
ren können. Bei entspr. zahlreicher 
Unterstützung für ein Sachanlie-
gen  wie dem Austritt aus der EU   
kann auch „die Politik“ auf Dauer 
nicht daran vorbeigehen. Aber erst 
muß das Volksbegehren - die „öf-
fentliche EINTRAGUNGSWO-
CHE“- überhaupt zustandekommen!

Dafür sind aktuell (Anfang September 
2014) noch rund 2.300 gemein-
deamtlich bestätigte Unterstützungs-
Erklärungen für die Einleitung des 
Volksbegehrens  nötig, die bis spä-
testens Anfang Dezember bei 
uns einlangen müssen. Rund 7.200 
konnten von uns bereits erarbeitet 
werden; insgesamt rund 9.500 müs-
sen im Dezember im Innenministe-
rium eingereicht werden, damit die 
Behörden dann in ganz Österreich 
im Frühjahr 2015 die öffentliche 
Eintragungswoche, das eigentliche 
Volksbegehren, durchführen können. 
Gelingt dies nicht, waren alle bis-
herigen Anstrengungen vergebens!
 

Diese noch fehlenden 2.300 Un-
terstützungs-Erklärungen sind al-
les andere als leicht zu schaf-
fen! Denken Sie daran, daß es seit 
Jahren in Österreich  niemandem 
mehr gelungen ist, ein Volksbegeh-
ren einreichungsfähig zu machen, 
und z.B. in Deutschland die Bürger 
überhaupt keine direktdemokratische 
Möglichkeit auf Bundesebene ha-
ben.... Mit Ihrer (weiteren)  Hilfe kön-
nen wir es gemeinsam schaffen! 
 
1. Wer weder heuer noch im 
Vorjahr eine Unterstützungs-Erklä-
rung für das EU-Austritts-Volksbe-
gehren im Gemeindeamt/Magistrat 
oder beim Notar am Info-Stand unter-
schrieben hat, möge dies bitte mög-
lichst umgehend tun und die be-
stätigte Unterstützungs-Erklärung an 
uns einschicken. Bitte verwenden Sie  
dafür das in dieser WEGWARTE ent-
haltene Formular. U-Erklärungen, die 

vor Jahresbeginn 2013 unterschrie-
ben wurden, sind nicht mehr gültig.  
Wer 2013 oder 2014 bereits unter-
schrieben hat (DANKE!), möge bitte 
die hier enthaltene U-Erklärung an 
Mitbürger weitergeben; sie kann zur 
Weiterverbreitung auch kopiert wer-
den (Farbdruck ist nicht notwendig). 

  
2. Wir würden dringend weitere Hel-
fer (tage- oder stundenweise)  bei 
den zahlreichen Info-Stand-Akti-
onstagen in (fast) ganz Österreich 
benötigen, die wir bis Dezember 
durchführen müssen, um die Ein-
reichung zu schaffen. Die Termine 
stehen im Internet unter www.eu-
austritts-volksbegehren.at oder 
können auf Anfrage telefonisch, brief-
lich oder per E-mail mitgeteilt wer-
den - siehe Impressum auf der Rück-
seite sowie Tel. 0664/425 19 35.

M i t t e i l u n g e n  d e r  I n i t i a t i v e  H e i m a t  &  U m w e l t

24. Jahrgang  Folge 4  September 2014

EU-AUSTRITTS-VOLKSBEGEHREN
Werden wir die Einreichung alle gemeinsam schaffen?

Den rund 20.000 Teilnehmern der Anti-EU-Demonstration am Wiener Stephansplatz am 19.3.2008, 

einer der größten Demonstrationen der gesamten 2. Republik, fühlen wir uns weiter verpflichtet!
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Es ist für uns immer wieder er-
staunlich, daß Bürger allen Erns-
tes behaupten, daß ein EU-Aus-
tritt nicht möglich sei. Das wird 
den Menschen offenbar über 
viele Kanäle „vermittelt“, ent-
spricht aber nicht den Fakten. ! 
Der Austritt aus der EU ist  im gel-
tenden „EU-Vertrag über die Ar-
beitsweise der Europäischen Union“ 
(Lissabon-Vertrag) genau geregelt.

Artikel 50 des EU-Vertra-
ges lautet wörtlich:

1. Jeder Mitgliedstaat kann im 
Einklang mit seinen verfassungs-
rechtlichen Vorschriften beschlie-
ßen, aus der Union auszutreten.
 
2. Ein Mitgliedstaat, der auszu-
treten beschließt, teilt dem Eu-
ropäischen Rat (Anmerkung: die 
Staats-und Regierungschefs) seine 
Absicht mit. Auf der Grundlage 
der Leitlinien des Europäischen 
Rates handelt die Union mit die-
sem Staat ein Abkommen über 
die Einzelheiten des Austritts aus 
und schließt das Abkommen, wo-
bei der Rahmen für die künftigen 
Beziehungen dieses Staates zur 
Union berücksichtigt wird. Das 
Abkommen wird nach Artikel 
218 Abs. 3 des Vertrags über die 
Arbeitsweise der Europäischen 
Union ausgehandelt. Es wird vom 
Rat im Namen der Union ge-
schlossen; der Rat beschließt mit 
qualifizierter Mehrheit nach Zu-
stimmung des Europäischen Par-
laments.

3. Die Verträge finden auf den 
betroffenen Staat ab dem Tag 
des Inkrafttretens des Austritts-
abkommens oder andernfalls 

zwei Jahre nach der in Abs. 2 
genannten Mitteilung keine An-
wendung mehr, es sei denn, 
der Europäische Rat beschließt 
im Einvernehmen mit dem be-
troffenen Mitgliedstaat einstim-
mig, diese Frist zu verlängern.  
 
Die Absätze 4 und 5 des Austritts-
Artikels sind rein formaler Natur 
und unbedeutend.

  
Der EU-Austritt ist das 
wichtigste nationale Recht, 
das den Mitgliedstaaten 
noch verblieben ist.

Dieses Recht wird ja auch in Eng-
land, Frankreich und anderen Noch-
EU-Mitgliedstaaten geltend gemacht.  
Die Verankerung des EU-Austritts-
Rechts  im EU-Vertrag selbst wäre 
völkerrechtlich gar nicht notwendig 
gewesen (man kann aus jedem Staats-
vertrag wie auch dem EU-Vertrag 
selbstverständlich auch wieder austre-
ten - siehe die internationale „Wiener 
Vertragsrechtskonvention“), es wird 
aber dadurch  für alle Zweifler außer 
Streit gestellt. 
Die wichtigsten Worte in der Aus-
trittsklausel (Artikel 50) sind die bei-
den Worte „oder andernfalls“ im 
Absatz 3 (siehe Kasten). Dazu eine 
in der Fachliteratur allseits aner-
kannte Kommentierung eines 
deklarierten EU-Befürworters, in der 
es auf Seite 8 - auszugsweise -  heißt 
(Dörr in Grabitz/Hilf/Nettesheim):
 
Die wesentliche Funktion des neuen 
Artikels 50 ist vor allem die Schaf-
fung von Rechtsklarheit. Artikel 50 
Abs. 1 begründet das Austrittsrecht 
als ein einseitiges Optionsrecht jedes 
Mitgliedstaates. Daß es sich um ein 
einseitiges Gestaltungsrecht 
der Staaten handelt, ergibt sich 
aus der Systematik dieses Artikels 
insgesamt: Es wird daraus klar, daß 

das auszuhandelnde Austrittsabkom-
men für die Wirksamkeit des Austritts 
nicht maßgeblich ist, sodaß der 
Rechtsgrund für die Beendigung der 
Mitgliedschaft allein die einseitige Wil-
lenserklärung des Austrittstaates ist. 
Dies entspricht der Rechtslage nach 
allgemeinem Völkervertragsrecht 
(Rdnr. 13). Über den Wortlaut von 
Abs. 1 hinaus kann der austrittswilli-
ge Mitgliedstaat hinaus natürlich nicht 
nur „beschließen“, sondern auch ins 
Werk setzen....

Die Ausübung des Austrittsrechts ist 
in Art. 50 selber an keine materiellen 
Voraussetzungen geknüpft, es han-
delt sich also um ein freies Kündi-
gungsrecht. Weder gegenüber den 
EU-Organen noch gegenüber den 
übrigen Mitgliedstaaten ist der Aus-
trittstaat durch die Vorschrift zur Er-
läuterung seiner Beweggründe ver-
pflichtet. 

Soweit eine anerkannte, unserem 
Anliegen nicht wohlgesonnene Ex-
perten-Erläuterung. Was dazu kommt 
und nicht unwesentlich ist: Die in der 
(falschen) EU-hörigen Propaganda 
immer wieder behauptete „Tatsache“, 
daß uns der EU-Austritt Enor-
mes kosten würde, kann durch 
nichts erhärtet werden. Der geltende 
EU-Austritts-Artikel enthält keinerlei 
Hinweis dazu, geschweige denn ir-
gendeine Verpflichtung! Ganz im Ge-
genteil. Wir würden uns endlich die 
Milliardenbeträge ersparen, die 
wir als Netto-Zahler seit 20 Jahren 
jährlich an die EU überweisen müssen 
und von denen wir nur einen Bruch-
teil als sogenannte „EU-Förderungen“ 
zurückbekommen. 

In Wirklichkeit fördern 
Österreichs Steuerzahler 
permanent die EU, nicht 
diese uns!

Der Austritt aus der EU ist rechtlich abgesichert:

3. Wir versuchen, bei möglichst 
vielen Aktionstagen auch mit 
Notaren zu arbeiten, damit die 
Bürger gleich direkt beim Info-
Stand unterschreiben können. 

Das wird nur möglich sein, wenn wir 
so viele Kostenbeiträge in entspr. 
Höhe „hereinbekommen“, daß wir 
die Notare auch bezahlen können 

- anders geht es leider nicht. Dafür 
allen, die dies bisher und bis Dezem-
ber auch weiter ermöglich(t)en, ein 
großes DANKESCHÖN!  
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Offener Protest-Brief

Die Ereignisse der letzten Monate 
in bezug auf die Ukraine sind unge-
heuerlich und viele aufmerksame 
Bürger Österreichs und  auch an-
derswo erkennen in zunehmendem 
Maße, daß diese zu einem Krieg mit 
Rußland (!) womöglich in allernächs-
ter Zeit führen können, wenn nicht 
sogar sollen (!). Wir protestieren 
hiermit in aller Entschiedenheit ge-
gen diese Politik des sogenannten 
„Westens“, die keinerlei Rücken-
deckung in unserem Staatsvolk 
hat und in völlig undemokratischer 
und unserer Meinung nach unver-
antwortlicher Weise über dessen 
Köpfe hinweg  auch von „unseren“ 
Regierenden mitbetrieben wird.  
 
Und dies in krassem Gegensatz 
zur „immerwährenden NEUT-
RALITÄT Österreichs“, die gel-
tendes Verfassungsrecht der Re-
publik Österreich darstellt,  die 
überhaupt nur aufgrund dieser 
„Neutralität nach dem Muster der 
Schweiz“  nach dem 2. Weltkrieg 
wieder „auferstehen“ konnte.  
 
Die EU im Sog der NATO - 25 der 
dzt. 28 E-Mitgliedstaaten sind gleich-
zeitig Mitglied der NATO, einer US-
geführten, nordatlantischen (!)  Mili-
tär-Allianz - tut derzeit alles, um eine 
solche Kriegsgefahr (3.Weltkrieg?) 
herbeizuführen. Völkerrechtlich gibt 
es dafür keine einzige Berechtigung 
und humanitär schon überhaupt 
nicht! Zu den Fakten:

1. Die UNO-Charta
Gleich im Artikel 1 der „Char-
ta der Vereinten Nationen“   ist 
das SELBSTBESTIMMUNGS-

RECHT DER VÖLKER (nicht 
der Staaten!) unmißverständlich 
verankert; es ist der KERN der 
UNO-Charta. Absatz 2 dieses 
Grundsatzartikels lautet wörtlich: 
 
1. Die Vereinten Nationen setzen 
sich folgende Ziele:

Abs. 2: freundschaftliche, auf der 
Achtung vor dem Grundsatz der 
Gleichberechtigung und Selbst-
bestimmung der Völker beru-
hende Beziehungen zwischen den 
Nationen zu entwickeln und ande-
re geeignete Maßnahmen zur Fes-
tigung des Weltfriedens zu treffen. 
 
2. In Anwendung dieses inter-
nationalen Rechts
 
haben sich die Völker auf der Halb-
insel  KRIM und in der OSTUK-
RAINE in unabhängigen VOLKS-
ABSTIMMUNGEN mit jeweils 
großer Mehrheit  für den Anschluß 
an Rußland im Fall der Krim und 
im Fall der Ostukraine für die 
Ausrufung eines eigenen Staa-
tes unabhängig von der gegen-
wärtigen Ukraine ausgesprochen.  
 
Es gibt also nach internationalem 
Recht keinerlei Rechtfertigung für 
den im Gange befindlichen, grau-
samen Krieg der ukrainischen Ar-
mee und zahlreicher, vom Ausland 
finanzierter Privatarmeen (= Militär-
firmen) gegen die sogenannten „Se-
paratisten“. Deren Geltendmachung 
des Rechts auf Selbstbestimmung 
ist völlig legitim und niemand kann 
ihnen dieses Recht nehmen; daran 
ändern auch noch so entsetzliche 

GEWALTMAßNAHMEN bzw. deren 
Befürwortung durch die Regierungen 
jener EU-Staaten nichts, die sich aus-
schließlich als USA-Vasallen definie-
ren, z.B. jene Großbritanniens und 
Deutschlands. Diesen TOTENTANZ 
darf Österreich auf keinen Fall mit-
tragen

3.Verleichbare aktuelle Bei-
spiele.

Am 18. September 2014 wird 
Schottland über die Unabhän-
gigkeit von England abstimmen; 
am 9. November 2014  soll Ka-
talonien über die Unabhängig-
keit von Spanien abstimmen.  
Im Jahre 2008 proklamierte das 
Parlament der früheren serbischen 
Provinz Kosovo die Unabhängig-
keit des Landes; diese wurde vom 
„Westen“ als legal und legitim ange-
sehen. Warum wird dann der Frei-
heitswille der Bürger in der Ostuk-
raine vom „Westen“ kriminalisiert 
und mit Bomben und Granaten 
auf Wohnviertel beantwortet??? 
 
Was auch immer der Grund da-
für sein sollte - Rohstoffinteres-
sen, Macht- und Eroberungspolitik,  
Einkreisung Rußlands durch die 
NATO,  Rettung des Dollars und 
der US-Wirtschaft mir ihrer Rekord-
verschuldung durch Kriegsgewin-
ne - diese  Gewaltpolitik von USA/
NATO/EU ist unmenschlich und 
alle an zivilisierten Beziehungen  
zwischen Menschen und Völkern  
Interessierten sind aufgerufen, die-
sem abscheulichen Weg nicht län-
ger widerspruchslos  zuzusehen. 
 

An den BUNDESPRÄSIDENTEN der Republik Österreich, Hrn. Dr. Heinz Fischer,
den BUNDESKANZLER der Republik Österreich, Hrn. Werner Faymann,

und den AUSSENMINISTER der Republik Österreich, Hrn. Sebastian Kurz

KRIEG GEGEN RUSSLAND - NICHT MIT UNS!
Aufruf zum Ende der Mißachtung des Völkerrechts
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4. Zu den Sanktionen.

Es ist unvereinbar mit der „im-
merwährenden NEUTRALITÄT“ 
Österreichs  (Wortlaut des Neutrali-
tätsgesetzes von 1955), Sanktionen, 
also politische und wirtschaftliche 
Strafmaßnahmen,  mitzutragen, 
weil diese von einer Seite (im kon-
kreten Fall der USA) verhängt wer-
den. Schon gar nicht dann, wenn 
für die Verhängung solcher Sanktio-
nen gegen die Russische Föderation 
kein völkerrechtlich gerechtfertigter 
Grund vorliegt (siehe oben).

Mit diesen Sanktionen wurde ein 
Wirtschafts- und Handelskrieg 
mit Rußland auf dem Rücken 
der Völker begonnen! Durch das 
Mittragen dieser Sanktionen des 
„Westens“ gegen die Russische Fö-
deration durch die österreichische 
Bundesregierung  wird nicht nur 
der Wirtschaft und der Bevölke-
rung Rußlands, sondern  auch Ös-
terreichs Wirtschaft und damit dem 
ganzen Volk schwerer Schaden zu-
gefügt und Österreich wird damit 
zum potentiellen Angriffsziel.  
 
Die Unterstützung der derzeitigen 
Regierung der Ukraine durch 
USA und EU ist auch deshalb zu-
rückzuweisen, da es sich um eine 
unrechtmäßige, durch einen ge-
waltsamen Putsch zustande 
gekommene Staatsführung han-
delt, die demokratisch nicht le-
gitimiert ist.  Diesem Putsch ist 
eine jahrelange politische Stim-
mungsmache gegen den russi-
schen Bevölkerungsanteil in der 
Ukraine durch über zweitau-
send (!) sogenannte NGO‘s 
vorausgegangen, die mit Milliar-
denbeträgen vom „Westen“, vor 
allem den USA, finanziert wurden. 
Schon dadurch wurde die staatli-
che Souveränität der Ukraine auf 
das gröbste verletzt und ein fried-
liches Zusammenleben der Volks-
gruppen in der Ukraine erschwert.   
 
Dieses Putschregime wurde ins-
talliert, weil die rechtmäßige Re-
gierung der Ukraine und deren 
gewaltsam verjagter Präsident das 
geplante Assoziierungsabkommen 
der Ukraine mit der EU nicht un-
terzeichnete. Die EU handelt seit-

her nach dem Motto „Und bist Du 
nicht willig, so brauch ich Gewalt!“ 
Dieses Zitat aus Goethe‘s „Erlkö-
nig“ ist heute leider in der Welt-
politik noch immer aktuell und 
darf nicht mehr länger akzeptiert 
werden. Systeme, die damit ope-
rieren, sind zu verlassen, damit 
ihnen der Boden für ihr schänd-
liches Handeln entzogen wird.  
 
5. Solidarität mit den Op-
fern.

Unser tiefes Mitgefühl gilt den 
inzwischen vielen tausend Op-
fern des gewaltsam  herbeige-
führten Konflikts in der Ukrai-
ne. Ihr Schicksal könnte morgen 
auch uns treffen, auch Österreich 
liegt geopolitisch an einer Naht-
stelle zwischen Ost und West.... 
Deshalb ist die Wiederherstellung 
der NEUTRALITÄT und eines 
selbständigen Österreichs mehr 
denn je das Gebot der Stunde! 

6. Aufforderung zur Wieder-
herstellung des Friedens in-
Europa.

Als österreichische, nicht vom Aus-
land, sondern ausschließlich  durch 
freiwillige Spenden österrei-
chischer Bürger finanzierte Ar-
beitsgemeinschaft rufen wir hier-
mit alle Empfänger dieses Protest-
briefs auf, zur Wiederherstellung 
des militärischen, politischen und 
wirtschaftlichen FRIEDENS in der 
Ukraine und damit in ganz Euro-
pa durch Unterstützung folgen-
der Maßnahmen beizutragen: 
 
Einstellung jeglicher Sanktionen 
gegen die Russische Föderation.
Damit würden auch sofort die Ge-
gen-Sanktionen Rußlands wegfal-
len. Deutliche öffentliche Stellung-
nahmen möglichst vieler offizieller 
Institutionen gegen die Sanktionen 
des „Westens“, wie von der ös-
terr. Wirtschaftskammer  und von 
den Regierungen Ungarns und 
der Slowakei inzwischen  erfolgt. 
 
Beendigung der Einflußnahme von 
Auslands-finanzierten NGO´s in in-
terne Angelegenheiten von Staaten 
zur offenen oder verdeckten Desta-
bilisierung nicht nur in der Ukraine, 

sondern in allen demokratischen 
Staaten als eklatante Verletzung 
des Selbstbestimmungsrechts der 
Völker. Abzug aller einschlägi-
gen Stiftungen/Vereine/Institute 
und sonstigen Tarnorganisationen 
aus der Ukraine und anderswo.  
 
Sofortige Einstellung jeglicher mi-
litärischer Unterstützung der Uk-
raine durch USA/EU und diesen 
nahestehenden Privatarmeen- 
und Einrichtungen und Abzug der-
selben. Ermöglichung einer frei-
en, selbstbestimmten Entwicklung 
der Ukraine, deren Bürger be-
reits jetzt einen hohen Preis für 
die Destabilisierung ihres Staates 
zahlen, der ohne diese Maßnah-
men noch massiv steigen wird.  
 
Anerkennung des Anschlusses der 
Krim an die Russische Föderation 
und der staatlichen Unabhängigkeit 
der Ostukraine auch durch USA und 
EU, auf jeden Fall aber durch das 
neutrale Österreich.

Die Grundlage des Friedens in der 
Welt kann nur Gerechtigkeit für 
alle sein und ein Ende des Messens 
mit zweierlei Maß!

Im Namen des überparteilichen 
Personenkomitées für den Aus-
tritt Österreichs aus der EU:

Inge Rauscher, Obfrau der Ini-
tative HEIMAT & UMWELT, Be-
vollmächtigte des EU-Austritts-
Volksbegehrens,

p.A.A-3424 Zeiselmauer, Hageng. 
5. ihu@a1.net

Ergeht auch an:

Die Klubobmänner bzw. -Obfrauen 
der Parlamentsfraktionen, die rus-
sische und ukrainische Botschaft in 
Österreich, die Generalsekretäre der 
OSZE, des EUROPARATES und 
der VEREINTEN NATIONEN, sowie 
an viele andere Personen und Insti-
tutionen im In- und Ausland.



AUSTRITT aus der EU
Überparteiliches 

VOLKSBEGEHREN

Wer sind die Betreiber des Volksbegehrens?

Ein überparteiliches Personenkomitée aus langjährigen Trägern und Mitarbeitern unabhängiger Bürgerinitiativen:  
Inge RAUSCHER/Initiative Heimat & Umwelt, Helmut SCHRAMM, Angestellter, Dr. Franz-Joseph PLANK/
Tierschutzorganisation Animal Spirit, Renate ZITTMAYR, Bäuerin, Mag. Markus LECHNER, Finanzbeamter i.R., 
Inge SCHERFF, Anti-Atom-Aktivistin, u.v.a. Unterstützt wird das Volksbegehren auch vom früheren  parteifreien Jus-
tizminister Hans Richard KLECATSKY, Universitätsprofessor für öffentliches Recht in Innsbruck, und der Wie-
ner Rechtsanwältin Dr. Eva  Maria BARKI, spezialisiert auf Menschen-, Nationalitäten- und Volksgruppenrechte. 
Kontaktadresse: Initiative Heimat & Umwelt, 3424 Zeiselmauer, Hageng. 5, Tel. 02242/70516, ihu@a1.net.

www.eu-austritts-volksbegehren.at

1. Mit der umseitigen Unterstützungs-Erklärung und einem amtlichen Lichtbildausweis (Paß, Personalaus-
weis, Führerschein) zu den üblichen Parteienverkehrszeiten in das Gemeindeamt bzw. magistratische 
Bezirks amt Ihres Hauptwohnsitzortes gehen.

2. Dort die mitgebrachte Unterstützungs-Erklärung vor dem Beamten unterschreiben und nach erfolgter 
Bestätigung durch die Behörde dieses Original-Formular wieder umgehend an uns retour senden.

Zur gültigen Unterzeichnung von Volksbegehren sind alle österreichischen Staatsbürger berechtigt, die das 16. 
Lebensjahr vollendet haben. Sobald mindestens 8.460 (ein Promille der Gesamtbevölkerung) gültige Unterstüt-
zungs-Erklärungen vorliegen, wird vom Innenministerium die sogenannte öffentliche Eintragungswoche, das eigent-
liche Volksbegehren, in ganz Österreich anberaumt.

Weil  Österreichs Bürger nicht länger als Melkkuh für die „Rettung“ des TEURO und der 
Banken-Mißwirtschaft herhalten wollen! 
Immer höhere Milliardenzahlungen für „Brüssel“ - das Faß ohne Boden - bedeuten eine kalte Enteig-
nung der Bürger-Einkommen. Stattdessen Wieder-Eintritt in die funktionierende und sparsame EFTA zur  
Regelung der Handelsbeziehungen. 

Weil  mit dem Lissabon-Vertrag, der geltenden Arbeitsgrundlage der EU, die wichtigsten 
Prinzipien jeglicher DEMOKRATIE (zum Beispiel die Gewaltenteilung) ausgeschaltet wurden. 
Nicht gewählte Kommissare bestimmen, das EU-“Parlament“ hat keine Gesetzgebungsbefugnis. 

So können Sie das Volksbegehren unterstützen:  

Weil  das oberste Prinzip der EU - der grenzenlose, völlig ungezügelte FREIHANDEL  - nur 
den Konzerninhabern dient zum Schaden von Volkswirtschaften, Natur und Gesundheit! 
Folgen: Verfall der Löhne, Gehälter und Pensionen, Verlust der örtlichen Nahversorgung, Lebend-Tier-
transporte über riesige Entfernungen, kein (Einfuhr-) Schutz vor genmanipulierten Substanzen. 

Weil  wir nicht Mitglied der ATOMMACHT EU bleiben und für diese auch nicht weiter 
zahlen wollen (EURATOM-Vertrag!).

Weil  echte NEUTRALITÄT jegliche Mitwirkung an einem Militärpakt wie der EU-Armee 
(mit ihrem Naheverhältnis zur NATO) ausschließt - siehe Schweiz.



Der (Die) Gefertigte unterstützt hiermit den Antrag auf Einleitung des Verfahrens für ein 
Volksbegehren betreffend folgende, durch Bundesgesetz zu regelnde Angelegenheit:

Der Nationalrat möge den Austritt 
der Republik Österreich aus der 
 Europäischen Union mit Bundesverfassungsgesetz,  
welches einer Volksabstimmung zu unterziehen ist, beschließen.
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Warum 
„WEGWARTE“?
Als Name für unseren, etwa 

alle zwei Monate erscheinen-
den Informationsdienst an 
viele Bürger in allen Bundes-
ländern haben wir die Symbol-
blume der „Initiative Heimat & 
Umwelt“ gewählt. Die „Weg-
warte“ ist eine zartblau blühende, 
sperrige, ausdauernde und 
anspruchslose Wildpflanze. Sie 
wächst vorwiegend an Straßen-,
Weg- und Ackerrändern und ist 
fast über die ganze Welt verbreitet.

Die „Initiative Heimat & 
Umwelt“ (IHU) ist eine freie 
Arbeitsgemeinschaft, die keiner 
Partei nahe steht. Seit über 20 
Jahren werden unsere Aktivi-
täten ausschließlich ehren-
amtlich und uneigennützig 
geleistet. Wir erhalten keiner-
lei Subventionen; die Finanzie-
rung erfolgt durch freiwillige 
Kostenbeiträge österreichischer 
Bürger und durch immer wieder 
beträchtliche private Beiträge der 
engsten Mitarbeiter. 

WIR DANKEN allen morali-
schen und finanziellen Unterstüt-
zern unserer Arbeit ganz herzlich 
und hoffen, daß es noch viele 
mehr werden!

BITTE benützen Sie den 
beiliegenden Erlagschein oder 
überweisen Sie einen Kostenbei-
trag je nach Ihren persönlichen 
Möglichkeiten von Ihrer Bank 
aus. Auch in einem Kuvert mit-
geschickte Barspenden erreichen 
uns verläßlich. Gerne würden wir 
die „Wegwarte“ auch an mög-
liche Interessenten für unsere 
Anliegen aus Ihrem Freundes- 
und Verwandtenkreis senden; 
bitte geben Sie uns solche Adres-
sen bekannt. Danke im voraus 
für Ihre Mühe!

Hinweis für Neu- oder 
Wieder-Empfänger: Erhalten 
Sie die „Wegwarte“ heute zum 
ersten Mal oder seit längerem 
wieder einmal, senden Sie uns 
bitte einen kleinen Kostenbei-
trag. Dann kommen Sie in die 
Versandliste für jede Ausgabe 
dieser unabhängigen Zeitschrift 
ohne Firmen- oder Parteieninse-
rate!

Mit Traurigkeit und Dank geben wir 
Nachricht vom Ableben eines gro-
ßen Vordenkers der österreichischen 
Umweltbewegung; er verstarb am 
30.4.2014 nach schwerem Leiden im 
Alter von 74 Jahren. Er war ein bril-
lanter Physiker und früher Kritiker der 
Atomenergie, dessen mitgeschöpfli-
ches Denken im Sinne einer Ethik der 
Ehrfurcht vor dem Leben die gesamte 
Ökosphäre als Schicksalsgemeinschaft 
sah. Als Naturwissenschafter mit hoher 
sozialer Verantwortung war Univ.Prof. 
Dipl.Ing. Dr. Aubauer ein gesuchter 
Vortragender, dessen wichtigste Idee, 
die er jahrelang durchdachte und wei-
terentwickelte, die Einführung einer 
Ressourcenwährung war (und ist). 
Mit dieser würde in der Wirtschaft ein 
wesentliches Element der Gerechtig-
keit eingeführt und das Dilemma der 
Übernutzung der Gemeingüter könnte 
überwunden werden. Näheres dazu un-

ter http://www.
oekonews.at/in-
dex.php?mdoc_id=1090414. 
Auch wir haben ihm viel zu verdanken. 
Er war ein entschiedener Gegner des 
EU-Beitritts, hielt viele Vorträge zu 
diesem Thema und verfaßte fundierte 
Artikel dazu, die u.a. auch in der WEG-
WARTE veröffentlicht wurden. Er hatte 
den Mut, beim ersten, von uns organi-
sierten VOLKSBEGEHREN „Für die 
Neuaustragung der EU-Volksabstim-
mung“  im  Dezember 2000 als bun-
desweiter Sprecher zu fungieren. Alle 
diese Aktivitäten für die Allgemeinheit 
leistete er auf eigene Kosten und ohne 
jedes Entgelt, wie es seiner bescheide-
nen Lebensführung entsprach. Zwei 
wesentliche Artikel in diesem Zusam-
menhang siehe 
eu-austritt.blogspot.co.at/2014/06/
zum-gedenken-univ.prof-dipl-ing-dr-
hans.html  

Nachruf auf
HANS PETER AUBAUER

Schweizer Volksinitiative 
„ERNÄHRUNGSSICHERHEIT DANK INLAND-

PRODUKTION“ eingereicht.
Innerhalb von nur fünf Monaten wur-
den in der Schweiz fast 150.000 be-
glaubigte Unterschriften in allen 26 
Kantonen  für obige Volksinitiative 
gesammelt, die am 8. Juli 2014 an 
die Vertreter der Staatskanzlei in Bern 
übergeben wurden - ein starkes Sig-
nal für die Stärkung der einheimischen 
Landwirtschaft unseres Nachbarlan-
des! In zwei Ansprachen würdigten 
der Präsident und der Direktor des 
Schweizer Bauernverbandes (SBV) die 
internationale und nationale Bedeu-
tung dieser Volksinitiative, die  einen 
entspr. Zusatz zum bestehenden Ver-
fassungsartikel verlangt.“Gemeinsam 
können wir diese gewinnen!“ - so der 
Präsident. Die Schweizer Bundes-
verfassung soll um folgenden Zusatz, 
nämlich den Artikel 104 a zur Er-
nährungssicherheit, ergänzt werden: 

1. Der Bund stärkt die Versorgung der 
Bevölkerung mit Lebensmitteln aus 
vielfältiger, nachhaltiger, inländischer-
Produktion; er trifft wirksame Maßnah-
men insbesondere gegen den Verlust 

von Kulturland, einschließlich Sömme-
rungsfläche, und zur Umsetzung einer 
Qualitätsstrategie.
 
2. Er sorgt in der Landwirtschaft für ei-
nen geringen administrativen Aufwand 
und für eine angemessene Investitions- 
und Rechtssicherheit.

In der Schweiz laufen derzeit mehre-
re ähnliche Initiativen von den ver-
schiedensten Seiten, die alle auf eine 
Abkehr von der Freihandelsideologie 
abzielen. Sie entsprechen einer praxis-
orientierten Wirtschafts- und Agrarpo-
litik als einzig richtige Antwort auf das 
Versagen der global ausgerichteten 
Freihandelstheorie.

Quelle: „Zeit-Fragen“, www.zeit-fragen.ch

Das drohende Freihandels-
abkommen der EU mit USA 
und Kanada wäre bei einem 
Austritt aus der EU für uns 
automatisch hinfällig!



Rechtliche, politische und wirtschaftliche 
Grundlagen eines AUSTRITTS 
aus der Europäischen Union

Karl Albrecht Schachtschneider leitete von 
1969-80 als praktizierender Rechtsanwalt eine 
Wirtschaftskanzlei in Berlin und wirkte von 1972-
78 als Professor für Wirtschaftsrecht an der Fach-
hochschule für Wirtschaft Berlin, von 1978-89 
als Universitätsprofessor für Wirtschaftsrecht an 
der Universität Hamburg, und von 1989-2006 als 
Ordinarius für öffentliches Recht an der Univer-
sität Erlangen-Nürnberg. In zahlreichen Sachbü-
chern, Fachartikeln und öffentlichen Vorträgen 
setzt er sich kritisch mit der Globalisierung und 
ihren Folgen auseinander und erlangt europa-
weite Bedeutung durch mehrere fundierte Kla-
gen beim Bundesverfassungsgericht in Karlsru-
he, u.a. gegen den EU-Maastricht-Vertrag (und 
damit gegen die Währungsunion, den Euro) be-
reits 1992/93, gegen den EU-“Verfassungsvertrag 
für Europa“ 2005 (der an den Volksabstimmun-

gen in Frankreich und den Niederlanden schei-
terte), gegen den EU-“Lissabon-Vertrag“ 2008, 
gegen die „Griechenland-Hilfe“ und den „Ret-
tungsschirm für die Währungsunion“ 2010.  
2008 klagte er auf Anregung der INITIATIVE 
 HEIMAT & UMWELT im Auftrag eines unabhängi-
gen Personenkomitées gegen die EU-Verträge auch 
beim österreichischen Verfassungsgerichtshof und 
weist in einer für Demokratie und Rechtsstaat grund-
legenden Klagsschrift von 372 Seiten die Verfas-
sungswidrigkeit der Mitgliedschaft Öster-
reichs in der Europäischen Union nach. 

Er verfasste auch zahlreiche Sachbücher, u.a. „Die 
Rechtswidrigkeit der EURO-Rettungspolitik 
- ein Staatsstreich der politischen Klasse“ 
(ISBN 978-3-86445-002-0) und „Die Souveränität 
Deutschlands“ (ISBN 978-3-86445-043-3).
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Eintritt: f
reie S

pende

Einladung zum 
Vortrags- und Diskussionsabend

am Dienstag, 23. September 2014, um 19 Uhr 
in PUCKING bei Linz im Gasthof „MAYR“

Puckingstraße 2, Autobahnabfahrt „Knoten Haid“, Hin- und Rückfahrt vom bzw. zum Bahnhof 
Linz bei Bedarf anmelden bei Renate Ziittmayr: Tel. 0664/425 19 35

Es spricht:

Univ.Prof.Dr. Karl Albrecht SCHACHTSCHNEIDER
aus Berlin


